
 

 

04.08.2014 / KW 31 25.08.2014 / KW 34 



 

 

„Trend“, 25.08.2014 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

„Der Grazer“, 24.08.2014 



 

 

Haberleitner fordert aus dayli-Insolvenz 30 Mio. Euro  
Utl.: Masseverwalter bestreitet Forderungen des Ex-Chefs - Insgesamt 195 Mio. Euro 
Forderungen, davon 75 Mio. Euro von Masseverwalter anerkannt 

Pucking (APA) - Rudolf Haberleitner, ehemaliger Chef und Eigentümer der vor gut einem Jahr in die 
Insolvenz gerutschten Drogeriekette dayli, fordert nun aus der Masse fast 30 Mio. Euro zurück. 
Masseverwalter Rudolf Mitterlehner bestreitet aber seine Forderungen. Denn laut Unterlagen hat 
Haberleitner nur zwei Euro eingezahlt, schreiben die "Salzburger Nachrichten" (SN). 

Haberleitner hatte das Österreich-Geschäft der Billigdrogeriekette Schlecker Ende Juli 2012 
übernommen, ist aber nach knapp einem Jahr am 4. Juli 2013 damit in die Insolvenz gerutscht. Mit 
knapp 900 Filialen und 3.500 Mitarbeitern war es eine der größten Pleiten der Republik. Inzwischen 
wurden 192 Mio. Euro an Forderungen angemeldet, von denen Mitterlehner aber nur 75 Mio. anerkannt 
habe, so die "SN". 

Haberleitner habe über seine Gesellschaften Forderungen von fast 30 Mill. Euro (zum Teil mehrfach) 
angemeldet, die Mitterlehner vollinhaltlich bestreite. Mitterlehner geht davon aus, dass Haberleitner 
einen Euro für die Anteile und einen Euro für die offenen Forderungen eingezahlt habe. Laut 
Firmenbuch ist ein Teil der Forderungen später gegen nicht einbezahltes Stammkapital aufgerechnet 
worden. Haberleitner selber sagte den SN, sein "Transaktionsvolumen" für bar bezahltes und 
Verbindlichkeiten sei über 30 Mio. Euro gelegen. Über Details sei aber mit dem Masseverwalter der 
insolventen deutschen Muttergesellschaft Schlecker Stillschweigen vereinbart. 

Haberleitner fordere auch 10 Mio. Euro zurück, die ursprünglich vom Glücksspielkonzern Novomatic für 
eine Hälfte-Beteiligung an dayli als Darlehen an die TAP 09, die Beteiligungsgesellschaft von 
Haberleitner, ging. Haberleitner will gegenüber den "SN" auch nichts davon wissen, dass laut 
Eigenkapitalersatzgesetz in der Krise gewährte Darlehen nicht rückforderbar sind, solange die Krise 
nicht beseitigt ist. Denn dazu müsse eine Gesellschaft negatives Eigenkapital haben, und "das war bei 
dayli nie der Fall". Allerdings weist die Zeitung darauf hin, dass die KMPG in der Bilanz 2011 den 
Bestätigungsvermerk eingeschränkt habe, weil Forderungen an die insolvente deutsche 
Muttergesellschaft nur zu 95 Prozent abgewertet wurden statt zu 100 Prozent. Damit sei verhindert 
worden, dass das Eigenkapital negativ wurde. Haberleitner bestreitet das. Das sei "alles Lug, Betrug 
und Schwindel". 

Im Gegenzug habe Haberleitner selbst während seiner erfolglosen Sanierung "recht gut verdient", 
schreiben die "SN". Über sein Unternehmen MCS, das nun seinem Sohn gehöre, habe er einen 
Managementvertrag mit dayli abgeschlossen, und dafür zwischen August und Dezember 2012 dem 
Vernehmen nach rund 800.000 Euro kassiert. Haberleitner weist im Gegenzug darauf hin, dass MCS 
auch Werbung und Berater bezahlt habe, daher sei das nur "ein Durchlaufposten" gewesen. 

Ab Jänner 2013 bezog Haberleitner ein Geschäftsführerhonorar von 33.300 Euro im Monat, Spesen - 
darunter Reisekosten in beträchtlicher Höhe - wurden über die MCS abgerechnet. "Zeigen Sie mir einen 
Manager, der dafür einen solchen Konzern führt", kontert Haberleitner. Zudem habe er nur vier Monate 
lang Geld bekommen. 

Mittlerweile sind alle Mietverträge aufgelöst und die Einrichtungen der Geschäfte verkauft. Außerdem 
hat Mitterlehner mehr als 14 Mill. Euro mit Anfechtungsklagen zurückgeholt, vor allem von 
Gebietskrankenkassen und Finanzämtern. "Gerade die Großen hätten wissen müssen, dass dayli 
eigentlich nicht überlebensfähig ist", sagt Mitterlehner. 

„APA“, 24.08.2014 



 

 

Casino: Positive Stellungnahme der Gemeinde 
Das geplante Casino in Bruck an der Leitha war Samstagfrüh Thema einer Sondersitzung der 
Gemeinde. Das Ergebnis ist eine Stellungnahme an das Land NÖ, in der sich der 
Gemeinderat mit großer Mehrheit positiv zu dem Projekt äußert. 

Mit einer Gegenstimme hat der Gemeinderat die positive Stellungnahme beschlossen - am Montag 
hätte die Frist dafür geeendet. Damit geht die Planung des Spiele-Ressorts in Bruck an der Leitha 
jetzt in die nächste entscheidende Phase: Das Land Niederösterreich prüft, ob eine UVP notwendig 
ist oder nicht. Geplant ist neben dem Casino mit siebzehn Stockwerken noch ein Hotel mit mehr als 
260 Betten. Damit würden an die 200 Arbeitsplätze in Bruck an der Leitha geschaffen, so 
Bürgermeister Richard Hemmer (SPÖ). 

In der Stellungnahme der Gemeinde heißt es dementsprechend, das Projekt sei in ihrem Sinne, man 
erwarte sich wirtschaftlich positive Effekte durch den Casinobau. Außerdem werde direkt bei der 
Autobahnabfahrt gebaut, dadurch würde es keine zusätzliche Verkehrsbelastung für Anrainer 
geben. Das Casino ist ein Projekt des niederösterreichischen Glücksspielkonzerns Novomatic, der 
in die Errichtung 90 Millionen Euro investieren will. 

„noe.orf.at“, 23.08.2014 
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Gewinn von Novomatic AG schmolz 2013 dahin, aber mehr 
Umsatz  
Utl.: Dem Gesamtkonzern machten dayli-Investment und Währungsabwertungen Strich 
durch die Rechnung 

Wien/Gumpoldskirchen/Bruck a.d. Leitha (APA) - Die Novomatic AG, Herzstück des 
niederösterreichischen Glücksspielkonzerns Novomatic, hat im Jahr 2013 einen Gewinneinbruch 
erlitten, aber mehr umgesetzt. Während der Umsatz im Einzelabschluss von 65,9 Mio. auf 70,7 
Mio. Euro stieg, ging der Jahresüberschuss von 156,8 Mio. auf 49,8 Mio. Euro zurück, geht aus 
einer "Amtsblatt"-Pflichtveröffentlichung hervor. 

Die Novomatic AG mit Sitz in Gumpoldskirchen (NÖ) beschäftigt lediglich 67 Mitarbeiter. 
Konzernweit arbeiten mehr als 16.000 Personen für den Automatenhersteller und Casinobetreiber. 
Die gesamte Gruppe steigerte ihren Umsatz im Vorjahr dank zahlreicher Zukäufe um fast 10 
Prozent auf 1,68 Mrd. Euro. Der Gewinn sackte allerdings von 193 auf 55 Mio. Euro ab. Schuld 
waren unter anderem ein fehlgeschlagenes Investment in den Schlecker-Nachfolger dayli sowie 
Währungsabwertungen in Südamerika. Zudem wehte Novomatic in zwei ihrer Hauptmärkte, 
Deutschland und Italien, schärferer regulatorischer Wind entgegen, hohe Abschreibungen waren 
die Folge. 

In Österreich hat Novomatic kürzlich zwei von drei neuen Casinolizenzen für Wien und 
Niederösterreich erhalten. Wegen einer Beschwerde der unterlegenen Casinos Austria ist der 
entsprechende Bescheid des Finanzministeriums aber noch nicht rechtskräftig. 

Novomatic will in Bruck an der Leitha einen Glücksspieltempel errichten. Ob es dafür ein 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) braucht, will der Gemeinderat morgen, Samstag, 
entscheiden. In Wien will Novomatic seine Spielhalle im Prater in ein Vollcasino verwandeln. Auch 
dort könnte es aber Troubles geben: Möglicherweise steht der Konzern mit Jahresende 2014 ohne 
Lizenz da - nämlich dann, wenn die alte Landeskonzession für das kleine Glücksspiel ausläuft und 
die neue Casinolizenz noch nicht in Kraft ist. Wien will das Automatenspiel mit Anfang 2015 
verbieten. Die Betroffenen - zu ihnen gehört auch Novomatic - steigen allerdings auf die 
Barrikaden. Sie wollen den Staat bzw. die Stadt klagen, sollten ihre alten, teils noch Jahre oder 
sogar unbefristet laufenden Konzessionen ihre Gültigkeit verlieren. Auch Novomatic hat wegen 
des Automatenverbots bereits seine Anwälte in Stellung gebracht und sich laut APA-Informationen 
ein Gutachten des Verfassungsjuristen Heinz Mayer erstellen lassen. 

„APA“, 22.08.2014 
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ORF-"Kulturmontag"-Doku "State of the Art - Stimmen zur 
Kunst" präsentiert 
Momentaufnahme der zeitgenössischen Kunst mit Erwin Wurm, Gottfried Helnwein, 
Hermann Nitsch u. v. a. 

Wien (OTS) - Was kann die Kunst? Brauchen wir sie wirklich? Warum lautet ihr Nachname scheinbar "Kommerz"? 15 
Jahre nach Robert Dornhelms "The Venice Project", bei dem während der letzten Biennale des Jahrtausends Künstler 
Sammler und Galeristen zur ganz persönlichen Kunstbeichte in ein von Frank Gehry entworfenes Objekt gebeten wurden, 
machte der Kunstbeichtstuhl Station im Wiener Museum Belvedere. Drei Wochen im Juni und Juli stand der "Art 
Confessional" im historischen Marmorsaal und empfing Elite und Avantgarde des österreichischen Kulturbetriebs. 
Entstanden ist eine spannende Momentaufnahme der zeitgenössischen Kunst - die 45-minütige Doku "State of the Art - 
Stimmen zur Kunst", die ORF 2 im "Kulturmontag" am 1. September 2014 zeigt. Die Beichten des "Venice Project" sind 
ebenfalls am 1. September in ORF 2 zu sehen - im Anschluss um 0.00 Uhr. 

Gestern, am Donnerstag, dem 21. August, wurde der Film, eine in HD hergestellte Koproduktion von ORF und Terra 
International Filmproduktion mit Unterstützung des Landes Niederösterreich, der Stadt Wien, des Fernsehfonds Austria 
und der Sammlung Lenikus, im Wiener Novomatic Forum präsentiert. Zahlreiche Künstler, die im Film von Barbara 
Heraut und Nadia Weiss mitwirken, waren anwesend, darunter Gottfried Helnwein, Karl Merkatz und Robert Dornhelm 
und ORF-Generaldirektor Dr. Alexander Wrabetz, der ebenfalls eine Kunstbeichte ablegte. 

ORF-Generaldirektor Dr. Alexander Wrabetz: "Als kultureller Content-Leader an Weiterentwicklung des Kulturbegriffs 
mitgestalten" 

"Es gehört zum Selbstverständnis des ORF, nicht nur ausführlich über das reichhaltige Kulturgeschehen in Österreich zu 
berichten, sondern als kultureller Content-Leader an maßgeblicher Stelle die Weiterentwicklung des Kulturbegriffs 
mitzugestalten. Deshalb ist es so logisch wie willkommen, dass wir den 15. Jahrestag des legendären 'Venice Project' für 
eine aktuelle Bestandsaufnahme nützen und mit 'State of the Art' erneut eine Plattform bieten, auf der namhafte Künstler/
innen bzw. Kulturvermittler/innen ganz intim über Gegenwart und Zukunft der Kunst sinnieren können. 
Herausgekommen ist eine spannende Metadoku, die hinter die Kunst und den Kunstmarkt blickt, eine Doku, in der 
Künstler ihre Theorie der Ästhetik offenbaren." 

Von "The Venice Project" zu "State of the Art - Stimmen zur Kunst" 

1999 sorgte ein Filmprojekt bei der letzten Biennale des vergangenen Jahrtausends für Aufsehen: Robert Dornhelm stellte 
in einem venezianischen Palazzo den von Frank Gehry entworfenen "Confessional" auf und nahm unterschiedlichsten 
Persönlichkeiten aus Film, Kunst, Medien, Politik und dem "ganz normalen Leben" eine Kunstbeichte ab. Rund um 
dieses Projekt entstand der vom ORF geförderte Kinofilm "The Venice Project", der mit einer hochkarätigen Besetzung 
(Dennis Hopper, Lauren Bacall, Ed Ruscha) das Wesen der Kunst und ihren Stellenwert am Ende des Millenniums 
spielerisch erforschte. 

Dornhelms prominent besetzte Zeitreise (1699 bis 1999) rankte sich episodisch um das Gefüge von Künstlern und 
Kunsthandel, Förderern, Kritikern und Zensoren. Die Protagonisten wurden dafür im Beichtstuhl frontal vor eine Kamera 
gesetzt und mit ihren Monologen und Aktionen alleine gelassen. Wünsche, Hoffnungen, Ängste offenbarten sich in dieser 
intimen Situation. 

Seitdem hat sich die Welt dramatisch verändert - doch damals und heute geht es um dieselbe Frage: "Wohin geht die 
Kunst?" Wie wirken die damals teils nicht veröffentlichten "Beichten" heute? Welche neuen Ein- und Ausblicke 
offenbaren sich in neuen "Beichten"? 

 

 

„OTS“, 22.08.2014 



 

 

Was hat sich seit der Jahrtausendwende geändert? 

In der ORF-"Kulturmontag"-Doku "State of the Art - Stimmen zur Kunst" begeben sich am Montag, dem 1. 
September, um 22.30 Uhr in ORF 2 die Regisseurinnen Barbara Heraut und Nadia Weiss, die u. a. 1999 die 
Making-of-Doku zum "Venice Project" drehte, auf eine Spurensuche und Weiterführung des einstigen "Venice 
Project". Für "State of the Art -Stimmen zur Kunst", so der Titel der High-Definition-Koproduktion von ORF 
und Terra International Filmproduktion mit Unterstützung des Landes Niederösterreich, der Stadt Wien, des 
Fernsehfonds Austria und der Sammlung Lenikus, wurde der "Confessional" im Marmorsaal im Oberen 
Belvedere aufgebaut. Dort (und an weiteren Orten, an denen der Beichtstuhl aufgebaut war) legten prominente 
Künstler, Kunstsammler und Vermittler ihre Kunstbeichten ab - u. a. Erwin Wurm, Hermann Nitsch, Gottfried 
Helnwein, Arnulf Rainer und Karl Merkatz, die Hollywoodstars Nicole Kidman und George Clooney, weiters 
Gunter Damisch, Deborah Sengl, Christian Eisenberger, Les Tardes Goldscheyder, Francesca Habsburg, 
Künstlergruppe Gelitin, Helge Timmerberg, Agnes Husslein und Alexander Wrabetz. 

Chor der "Stimmen zur Kunst" 

Die Geständnisse im Marmorsaal des Belvedere kreisen erstaunlich oft um das liebe Geld und die 
Industrialisierung des Kunstmarktes. "Ich hasse den Kunstmarkt. Die Kunst hat sich zu einer Welt entwickelt, 
die nur nach kommerzieller Stärke urteilt und von Galerien und Auktionshäusern getrieben wird. Die Welt der 
Philanthropie ist hingegen zum großen Teil missverstanden oder vergessen", so etwa Mäzenin Francesca 
Habsburg. Künstler, die ihr Metier immer noch als einziges Überlebens-Mittel sehen, beziehen sich indessen 
nicht auf den schnöden Mammon. So meint Erwin Wurm: "Das Leben ist der Einsatz und man opfert auch 
alles dieser Idee der Kunst, was auch immer das ist. Im Laufe eines Lebens, im Laufe einer Künstlerkarriere 
stellt sich erst heraus, wie langsam sich das entwickelt. Das ist wie ein Blindflug, auf den man sich da einlässt. 
Ohne Ausgang." 

Ein abgeklärter Hermann Nitsch überrascht mit Pragmatismus: "Es wäre naiv zu glauben, dass man als 
Künstler etwas verändert. Man verändert vielleicht insofern etwas, dass ein gewisser Gewöhnungseffekt 
eintritt. Auf die Bilder der Impressionisten sind die Menschen mit Regenschirmen und Spazierstöcken 
losgegangen. Heute hängen sie in jedem Arzt-Wartezimmer." 

So ist ein Chor der "Stimmen zur Kunst" entstanden, eine Momentaufnahme, die mit pointierten Aussagen um 
die Themen Show, Macht, Sex, Tod und Geld kreist. 
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Neues Geldspiel-Gesetz 

Das Zittern der Croupiers 
WERNER GRUNDLEHNER 19.8.2014, 21:46 UHR 
 
Die Schweizer Spielbanken-Branche verzeichnet seit sechs Jahren sinkende Bruttospielerträge. Das nun vorliegende 
neue Spielbankengesetz würde diesen Trend wahrscheinlich noch beschleunigen. (Bild: Adrian Baer / NZZ) 

DIE SCHWEIZER SPIELBANKEN-BRANCHE VERZEICHNET SEIT SECHS JAHREN SINKENDE 
BRUTTOSPIELERTRÄGE. DAS NUN VORLIEGENDE NEUE SPIELBANKENGESETZ WÜRDE DIESEN TREND 
WAHRSCHEINLICH NOCH BESCHLEUNIGEN. 

Nicht weniger als die langfristige Existenz der Schweizer Spielbanken steht auf dem Spiel. Zumindest wenn man Swiss 
Casinos Glauben schenkt. Heute endet die Vernehmlassung zum neuen Geldspiel-Gesetz. Am Dienstag informierte 
Swiss Casinos in Zürich, was nach Ansicht der Branche im Gesetzesentwurf schiefgelaufen ist und bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes noch korrigiert werden sollte. Swiss Casinos ist nicht etwa der Branchenverband, sondern lediglich ein 
wichtiger Mitspieler. Das Unternehmen betreibt Kasinos in Zürich, St. Gallen, Pfäffikon sowie Schaffhausen und ist am 
Grand Casino Kursaal Bern beteiligt. In der Schweiz werden 21 Spielbanken betrieben, davon acht mit A-Lizenzen 
(Grand Casinos) und 13 mit B-Lizenzen. Die Aufteilung erfolgt aufgrund des Spielangebots und der Höhe der Einsätze. 

Nicht alle gleich engagiert 

Verbände seien oft etwas träge und redeten um den heissen Brei herum, begründet Swiss-Casino-Verwaltungsrat Philipp 
Sprenger das Vorpreschen seiner Gruppe. Die in der Schweiz operierenden ausländischen Betreiber wie die französische 
Lucien Barrière oder die österreichischen Novomatic und Casino Austria seien mit weniger Herzblut bei der Sache. Falls 
sich die Bedingungen hierzulande verschlechterten, würden diese Konzerne ihre Aktivität im Ausland zulasten der 
Schweiz ausbauen. 

Nach Ansicht von Sprenger wäre es schwierig, den Abwärtstrend zu brechen, würde das Gesetz in der Form der 
Vernehmlassung in Kraft treten. Seit 2007 ist der Bruttospielertrag der Schweizer Kasinos von 1020 Mio. Fr. auf 746 
Mio. Fr. gesunken. Das muss auch Schweizer interessieren, die mit Glücksspiel nichts am Hut haben. Denn die 
Spielbanken liefern im Schnitt über 47% ihres Bruttospielertrages als Spielbankenabgabe ab. Seit der Eröffnung der 
ersten Schweizer Kasinos 2003 summiert sich das auf 4,7 Mrd. Fr. Die Abgabe der A-Kasinos fliesst zu 100% in die 
AHV, bei B-Konzessionen gehen 60% an die AHV und 40% an den Kanton. 

Standort weiter geschwächt 

Als Grund für den Sinkflug der Branche führt Swiss Casinos den Ausbau des Angebots im grenznahen Ausland, das 
stark wachsende Online-Angebot sowie die Zunahme von illegalen Geldspielen im Inland an. Diese Trends würden nach 
Ansicht der Branche durch den Gesetzesentwurf noch verstärkt. So ist der Begriff der Spielbankenspiele nicht klar 
definiert («. . . Geldspiele, die weder Gross- noch Kleinspiele darstellen . . .»). Das schränke das Angebot der Schweizer 
Kasinos ein, es bleibe nur die «Restmenge», Geldspiele, die andere Geldspielanbieter nicht offerieren. 

Die Schweizer Kasinos dürfen bis jetzt keine Online-Spiele anbieten und hätten auch zukünftig keinen gesicherten 
Anspruch, während ausländische Anbieter den hiesigen Markt überfluten. Die Branche fordert den Zugang zum Online-
Markt und eine Limitierung des nichtregulierten ausländischen Angebots. Auch dass Geldspiel-Turniere zukünftig 
erlaubt sein sollen, stösst Swiss Casinos sauer auf. Dies sei ein Einfallstor für unkontrollierbare Angebote. Bereits heute 
sieht sich die Schweiz mit einer starken Zunahme von illegalen Spielklubs konfrontiert. Wie in anderen Bereichen sieht 
der Gesetzgeber einen «Swiss Finish» vor – im Geldspiel-Gesetz sind davon Innovationen betroffen. International 
zugelassene Spielautomaten müssen in der Schweiz wegen Sondervorschriften nochmals zugelassen werden. Das ist 
vielen Herstellern zu aufwendig, so dass sie den Schweizer Markt vernachlässigen. Dies schmälert die Attraktivität der 
hiesigen Kasinos. 

Swiss Casinos erinnert den Gesetzgeber daran, dass er ursprünglich formulierte, «wer in der Schweiz wohnt, soll bei 
inländischen und kontrollierten Anbietern spielen. Diese sind gegenüber der ausländischen Konkurrenz zu stärken.» 

„Neue Zürcher Zeitung online“, 19.08.2014 



 

 

„APA“, 19.08.2014 

Glücksspielverbot in Wien - Automatenbetreiber drohen mit Klagen  
Utl.: "Enteignen geht nicht" - Branchenvertreter: Bestehende Lizenzen dürfen nicht Gültigkeit 
verlieren - Novomatic hat Sonderstellung - Politik gibt sich gelassen: Spielsucht verursacht Leid 

Wien/Gumpoldskirchen (APA) - Das von der rot-grünen Wiener Stadtregierung angekündigte Verbot des 
kleinen Glücksspiels ab Jahresbeginn 2015 lässt die betroffenen Automatenbetreiber schäumen. Sie 
bereiten sich auf Schadenersatzklagen vor. Mehr als 100 Mio. Euro könnten sie vom Bund bzw. der Stadt 
fordern. Das Ziel: Der Europäische Gerichtshof (EuGH) soll die gesamte Glücksspielregelung Österreichs 
kippen. 

Das Wiener Automatenverbot ist politisch genauso heikel wie juristisch. SPÖ-intern war das Ansinnen lange 
Zeit umstritten, letztendlich setzten sich aber die jungen Rebellen der Sektion 8 gegen Bürgermeister 
Michael Häupl durch. Die Grünen wollten dem Zocken von Beginn an den Garaus machen, die 
Wirtschaftskammer ist dagegen. Mit dem Verbot der rund 1.500 Glücksspielgeräte in Spielhallen und 
Gasthäusern entgehen der Stadt im Jahr mehr als 50 Mio. Euro an Einnahmen. Die Befürworter erhoffen 
sich, die Spielsucht damit einzudämmen; betroffen sind vielfach Menschen, die ohnehin über ein geringes 
Einkommen verfügen und in schlechten Gegenden wohnen - genau dort, wo sich straßenweise ein 
Spielsalon an den anderen reiht. 

Rechtlich ist das Automatenspiel seit der Novellierung des Glücksspielgesetzes (GSpG) Sache des Bundes. 
Die bisherigen Genehmigungen für die Geräte, die bald illegal sein sollen, basieren aber noch auf 
Landesgesetzen. "Nicht wenige Konzessionen laufen erst 2019 oder 2020 aus", sagt Helmut Kafka vom 
Automatenverband zur APA. Schätzungsweise 100 seien überhaupt unbefristet. 

Die Frage ist nun, was mit den aufrechten Konzessionen genau geschieht. Die Stadt Wien hat zum Verbot 
kein eigenes Landesgesetz erlassen, sondern lässt einfach von der Verlängerung der bestehenden 
Regelung ab. Im Bundesglücksspielgesetz wiederum steht nicht explizit, dass die Landeskonzessionen ihre 
Gültigkeit verlieren. Es ist lediglich von einer "Übergangszeit" bis Ende 2014 bzw. Ende 2015 (je nach 
Automatenzahl) die Rede. 

Genau da setzen die Automatenbetreiber an. "Enteignen geht nicht", so Kafka. Seiner Meinung muss 
entweder der Bund oder die Stadt Wien Schadenersatz leisten. 

Damit die Betroffenen wissen, wen sie klagen müssen, wollen sie ab September/Oktober beginnen, 
sogenannte Feststellungsbescheide beim zuständigen Wiener Magistrat zu beantragen. In diesen soll klar 
stehen, ob die Landeskonzessionen nun per 2015 ungültig werden oder nicht. 

"Wenn die Gemeinde sagt, die Konzessionen sind ungültig, wird die Gemeinde schadenersatzpflichtig", so 
Kafka. Bleiben die Genehmigungen nach Rechtsmeinung des Magistrats jedoch aufrecht, müsse der Bund 
zahlen. Das für Glücksspiel zuständige Finanzministerium bzw. die für Razzien in dem Bereich zuständige 
Finanzpolizei dürfe die Betreiber nicht daran hindern, mit gültigen Konzessionen ab dem Jahreswechsel 
weiterzuspielen. So oder so werde das "verpfuschte Glücksspielgesetz den Steuerzahler noch viel Geld 
kosten", ist Kafka überzeugt. Die Schadenersatzforderungen werden nach seiner Einschätzung 100 Mio. 
Euro übersteigen. 

Die Betreiber, die nun ihre Anwälte in Stellung bringen, strebten ausdrücklich den Gang zum Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) an. Die Luxemburger Richter haben sich ja schon mehrfach mit der heimischen 
Glücksspielgesetzgebung befasst, letztlich auch das Monopol der Casinos Austria zu Fall gebracht. Der 
"Vorteil" beim EuGH laut Kafka: Im Gegensatz zu Österreich müssten Kläger dort nicht nachweisen, dass 
der Staat grob fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt habe. "Da gilt nur: Schaden ja oder nein." 



 

 

In den Augen Kafkas ist das Automatenverbot klar unionsrechtswidrig. Bis zu dem Thema endgültig 
Recht gesprochen ist, könnte es noch Jahre dauern. Allein das Wiener Magistrat hat sechs Monate 
Zeit, um die Feststellungsbescheide auszustellen. Ob mit Jahresbeginn dann gleich die Finanzpolizei 
in den Spielsalons ausrücken wird, ist daher unklar. 

Eine Sonderstellung in Wien hat der niederösterreichische Novomatic-Konzern. Dieser verfügt über 
mehrere, noch einige Jahre laufende Landeskonzessionen, eine davon für das Monte-Laa-Casino im 
Böhmischen Prater und eines für seine große Admiral-Spielhalle im Prater. Für letztere hat 
Novomatic nun eine der neuen Wiener Casinokonzession erhalten, darf den Prater-Standort also zu 
einer Vollspielbank ausbauen. Das Problem: Der nicht zum Zug gekommene Platzhirsch Casinos 
Austria hat Beschwerde eingelegt - und diese hat aufschiebende Wirkung. 

Das Aktenkonvolut liegt derzeit beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG), es hat noch rund sechs 
Monate Zeit für eine Entscheidung. Grundsätzlich haben die Verwaltungsrichter die Möglichkeit, der 
Beschwerde stattzugeben, sie als unbegründet abzuweisen, sie zurückzuweisen (wenn zum Beispiel 
Fristen versäumt wurden) oder das ganze an das Finanzministerium zurückzuverweisen. 

Beobachter halten es durchaus für möglich, dass sich Novomatic mit Jahresbeginn 2015 gänzlich 
ohne Genehmigungen in Wien gegenübersieht. 

Der Konzern hält sich zum künftigen Spielen in der Bundeshauptstadt bedeckt. Die Fragen, ob auch 
Novomatic einen Feststellungsbescheid erwirken will und ob das rechtliche Vorgehen des Konzerns 
vom Erfolg der Beschwerde der Casinos Austria abhängt, wollte Unternehmenssprecher Hannes 
Reichmann nicht beantworten. Offenbar hofft der niederösterreichische Konzern, dass das 
Glücksspielverbot so nicht kommt: "Wir können und wollen derzeit Ihre Anfragen nicht konkret 
beantworten, da wir die rechtlichen, wirtschaftlichen und arbeitspolitischen Folgen eines politisch 
geäußerten Totalverbotes noch prüfen wollen", so Reichmann in einem Statement gegenüber der 
APA. 

Nach APA-Informationen hat sich Novomatic zum Wiener Verbot bereits ein Gutachten des 
Verfassungsjuristen Heinz Mayer erstellen lassen. Reichmann äußerte sich dazu nicht. 

Der Rechtsexperte Mayer hatte bereits 2012 scharfe Kritik an der Vergabe der Glücksspiellizenzen 
geäußert. Vor allem stieß er sich daran, dass die zwölf bestehenden Casinolizenzen, die am Ende 
wieder an die Casinos Austria gingen, nicht einzeln, sondern paketweise ausgeschrieben wurden. 

In Novomatics Heimatbundesland Niederösterreich laufen die alten Landeskonzessionen übrigens 
weiter. "Eine pragmatische Lösung", finden Branchenvertreter. Niederösterreich will das 
Automatenspiel im Gegensatz zu Wien nicht abschaffen. Vor zwei Jahren hat das Land - auf Basis 
des neuen Glücksspielgesetzes - bis zu drei neue Konzessionen ausgeschrieben. Zum Zug kam 
allerdings nur Novomatic. Die alten Konkurrenten, zwei kleinere Betreiber aus dem Raum Wiener 
Neustadt bzw. Baden, dürfen weiterspielen, bis ihre Genehmigungen auslaufen. 

In Wien nimmt die Politik die drohende Klagewelle gelassen. Die Stadt verzichte aus gutem Grund 
auf einarmige Banditen, die an jeder Ecken stünden, so der Grüne Wiener Klubobmann David 
Ellensohn. Die Spielsucht verursache großes Leid in Familien, die Folgekosten für die öffentliche 
Hand - durch Schuldnerberatungen, Privatkonkurs oder Beschaffungskriminalität - seien enorm. Und: 
Erwachsene, die kein Spielsuchtproblem hätten, könnten in Wien weiterhin ins Casino gehen. 

Die Bundeshauptstadt bekommt, zusätzlich zum bestehenden Standort der Casinos Austria in der 
Kärntner Straße, zwei neue Spielbanken. Die - nicht rechtskräftigen - Lizenzen gingen an Novomatic 
(Prater) sowie ein deutsch-schweizerisches Konsortium, das das Palais Schwarzenberg in einen 
Spieltempel verwandeln will. In jedem Casino dürfen, neben Roulettetischen und Co, 350 
Glücksspielautomaten stehen. 



 

 

„Gewinn“, 19.08.2014 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 


